
Amtsblatt
Amtliche Mitteilungen des Landkreises
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim

Nr. 09

Bekanntmachung

von Manövern

Beim Landratsamt Neustadta.d.Aisch-Bad Windsheim
wurde angemeldet, dass Einheiten deramerikanischen
Streitkräfte ein Manöver durchführen, von welchem
auch der Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
berührt wird:

Übungsart: Hubschrauberlandeübungen
(einschließlich Nachtlandungen)

Übungszeitraum: 01.06.2013 bis 30.06.2013

Betroffene Gemeindegebiete:
nbüchach, Markt Erlbach, Uffenheim

tfeiöevölkerung wird gebeten, sich von den Einrich
tungen der übenden Truppe fernzuhalten.

Entschädigungsansprüche für Flur- und Forstschäden,
für Schäden an privaten Straßen und Wegen sowie für
sonstige Schäden sind umgehend, jedoch spätestens
innerhalb eines Monats nach Beendigung der Übung
schriftlich bei der Gemeinde oder innerhalb von drei
Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Geschädigte
von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis
erlangt hat, schriftlich bei der Schadensregulierungs
stelledes Bundes anzumelden.

1. Schadensregulierungsstelle:
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
Regionalbüro Süd Nürnberg
Krelingstraße 50
90408 Nürnberg
Tel.0911376-0

Fax:0911376-2449

7 Beschwerden bezüglich Flugbetrieb/Lärm:
$ utsch-Amerikanische Verbindungsstelle

Frau Helga Moser
Katterbach Army Airfield
91522 Ansbach

Tel. 0152 09114369

und/oder

Luftwaffenamt Köln

Abteilung Flugbetrieb in der Bundeswehr
Luftwaffenkaserne WAHN 501/11
Postfach 906110,51127Köln
Tel. 0800 8620730 (gebührenfrei)
Fax: 02203 9082776

E-Mail: FLIZ@bundeswehr.org

3. Beschwerden bezüglich der festgelegten
Landepunkte:
Manöverbeauftragte der US-Army:
Tel. 09802 832634

LkrABI. Nr. 09/2013

AUSSCHREIBUNG

Offizielle Vergabebekanntmachung
von Aufträgen im Offenen Verfahren

Jahrgang 2013
Auftraggeber:
Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
Konrad-Adenauer-Straße 1,91413 Neustadt a.d.Aisch
Tel. 09161 92-126; Fax: 09161 92-129

a) Offenes Verfahren, VOB/A

b) Ausführung von Bauleistungen
Berufsschule Neustadt a.d.Aisch
Ansbacher Straße 28-36

91413 Neustadt a.d.Aisch

Abbruch Bestandsgebäude und Ersatzneubau

c) Auftragsgegenstand:
1. LV-Nr. 03 Rohbauarbeiten

- STB-Wände + Stützen: 630 m3
- STB-Decken: 1.200 m3
- STB-Bodenplatten + Fundamente: 600 m3
- Schalung Decken: 3.771,3 m2
- Schalung Wände: 4.906,6 m2
- Bewehrung Betonstahl Listenmatten: 143 t
- Bewehrung Stabstahl: 215t

Ausführungsfristen:
ca. 38. KW 2013-13. KW 2014

d) Angebote inLose: Nein

e) Ausführungsfristen: siehe c)

f) Vergabeunterlagen:
Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
Konrad-Adenauer-Straße 1

91413 Neustadt a.d.Aisch

Tel: 09161 92-126; Fax: 09161 92-129

g) Versand/Abholung ab 13.05.2013 gegen Voriage
eines Verrechnungsschecks in Höhe von jeweils
20 Euro.' Der Betrag wird nicht zurückerstattet.
Kosten für 2 Leistungsverzeichnisse und Planun
terlagen. Auf Anforderung und nach Bekanntgabe
der E-Mail-Adresse wird das LV als D83-Datei zu
gesandt.

h) Angebotseröffnung:
Mittwoch, 19.06.2013,10:00 Uhr
Ort: Landratsamt Neustadt a.d.Aisch, Konrad-
Adenauer-Straße 1,91413 Neustadt a.d.Aisch,
Zimmer B112

i) Vertragserfüllungsbürgschaft 5 %der Auftrags-
summe ab 100.000 Euro, Rohbauarbeiten:

250.000 Euro, Gewährleistungsbürgschaft 3% der
Abrechnungssumme ab100.000 Euro

j) Änderungsvorschläge und Nebenangebote sind
nicht zugelassen •

k) Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen
Zahlungen nach VOB/B §16

I) Rechtsform der Bietergemeinschaft
Siehe Verdingungsunteriagen

m) Mindestbedingungen
Für den Auftrag kommen nur Bieter in Betracht,
die bereits Leistungen mit Erfolg ausgeführt ha-

Herausgeber:
Landratsamt Neustadt a.d.Aisch
Konrad-Adenauer-Str. 1

91413 Neustadt a.d.Aisch

Ansprechpartner: Günter Püschei
Telefon: 09161 92-102

Telefax: 09161 92-106

E-Mail: amtsblatt@kreis-nea.de
Internet: http://www.kreis-nea.de
Verantwortlich für den Inhalt ist der

jeweilige Verfasser

18.05.2013

ben, die mit der zu vergebenden Leistung ver
gleichbar sind. Auf Veriangen der Vergabestelle
sind für die Beurteilung der Eignung vorzulegen:
• Umsatz an Bauleistungen in den letzten 3 Ge

schäftsjahren
• In den letzten 3 Geschäftsjahren ausgeführte

vergleichbare Leistungen mit Angabe des Auf
traggebers, der Ausführungsarten, der Ausfüh
rungszeit und der jahresdurchschnittlich be
schäftigten Arbeitskräfte

• Verfügbare technische Ausrüstung
• Eintragung in die Handwerksrolle oder die Re

gistrierung bei der Industrie- und Handelskam
mer oder vergleichbaren Institutionen in den
Ländern der Europäischen Union

• Angaben, ob für die geforderten Leistungen
Nachunternehmer eingesetzt werden.

• Bescheinigung derBerufsgenossenschaft
• Bieter, die Ihren Sitz nicht in der Bundesrepublik-

Deutschland haben, müssen eine Bescheinigung
des für sie zuständigen Versicherungsträgers
voriegen.

n) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 07.08.2013

o) Nachprüfstelle behaupteter Verstöße
Regierung von Mittelfranken, Promenade 27,
91552 Ansbach

Neustadta.d.Aisch, den 10. Mai2013

Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
Walter Schneider, Landrat

LkrABI. Nr. 09/2013

Regionaler Planungsverband Westmittelfranken
Öffentiichkeitsbeteiligung im Rahmen der

Teilfortschreibung des Regionalplans des Regionalen
Planungsverbandes Westmittelfranken

zum Kapitel BV(neu) 3.1 Erneuerbare Energien,
Teilkapitel BV(neu) 3.1.1 Windkraft

Beteiligungsverfahren

Bekanntmachung des Regionalen Planungsverbandes
Westmittelfranken vom 10. Mai 2013

Gemäß Art. 16 Abs. 2 Bayerisches Landesplanungsge
setz (BayLpIG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25.06.2012 (GVBI 2012 S. 254, Bay RS 230-1-
W), wird nachstehend bekannt gemacht:

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsver
bandes Westmittelfranken hat am 18. Februar 2013
das Beteiligungsverfahren nach Art. 16 des Bayeri
schen Landesplanungsgesetzes für die 18. Teilfort
schreibung des Regionalplans im Kapitel BV(neu) 3.1.
Erneuerbare Energien beschlossen.

Der Planentwurf und seine Begründung sowie der
Umweltbericht sind vom 27. Mai 2013 bis einschließ
lich 28. Juni 2013 zu den üblichen Geschäftszeiten bei
folgender Stelle einsehbar:



Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim, Kon
rad-Adenauer-Straße 1, 91413 Neustadt a.d.Aisch, ZL-
Nr. A102

Zusätzlich liegen die Unterlagen bei folgender Stelle
aus:

Regierung von Mittelfranken - Höhere Landespla
nungsbehörde -, Promenade 27, 91522 Ansbach,
Zimmer Nr. 439. Die Unterlagen können von Montag
bis Donnerstag von 09:00 bis 11:45 Uhr und von
14:00 bis 15:30 Uhr und Freitag von 09:00 bis 12:30
Uhr eingesehen werden.

Gleichzeitig kann der Entwurf im Internet unter den In
ternetadressen www.regierung.mittelfranken.bayern.de
unter „Aktuelle Themen" und www.region-
westmittelfranken.de unter „Regionalplanänderungen
(18. Änderung)" eingesehen werden.

Bis zum Ablauf der Auslegungsfrist wird Gelegenheit
zur schriftlichen Äußerung gegenüber dem Regionalen
Planungsverband Westmittelfranken, Crailsheimstraße
1, 91522 Ansbach, gegeben. Stellungnahmen können
auch bei den o.a. Stellen in den Landratsämtern und

derStadt Ansbach zur Weiterleitung anden Planungs
verband abgegeben werden.

*" Ansbach, den 10. Mai 2013
Dr. Jürgen Ludwig

Landrat und Vorsitzender desPlanungsverbandes
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Amtsgericht Neustadt a.d.Aisch

Abteilung für Zivilsachen
Aufgebot

51 URII7/13

Herr Erhard Körber, Bahnstraße 80, 63225 Langen hat
den Antrag auf Kraftloserklärung einer abhanden ge
kommenen Urkunde bei Gericht eingereicht.

Es handelt sich um den Grundschuldbrief über die im

Grundbuch des Amtsgerichts Neustadt a.d.Aisch, Ge
markung Markt Bibart, Blatt 1504, in Abteilung III Nr.
1 eingetragene Grundschuld zu10.890,52 EUR.

Eingetragener Berechtigter:
Firma Bausparkasse Schwäbisch Hall Aktiengesellschaft
Crailsheimer Str. 52,74520 Schwäbisch Hall

Der Inhaber des Grundschuldbriefs wird aufgefordert,
seine Rechte spätestens bis zu dem 26.08.2013 vor
dem Amtsgericht Neustadt a.d.Aisch anzumelden, da an
sonsten die Kraftloserklärung des Briefes erfolgen wird.

Neustadt a.d.Aisch, den 25. April 2013

LkrABI. Nr. 09/2013

Verordnung des Landratsamtes Neustadt a.d.Aisch-
Bad Windsheim über das Wasserschutzgebiet

in der Marktgemeinde Burghaslach, für dieöffentliche
Wasserversorgung desOrtsteils Freihaslach,

Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim

Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
erlässt auf Grund des § 51 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und §
52 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. d. F. der
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.01.2013 (BGBl.
IS. 95) i.V. mit Art. 31 Abs. 1 und 2 des Bayer. Was
sergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung vom
25.02.2010 (GVBI 2010S. 66), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16.02.2012 (GVBI 2012 S40)folgende

Verordnung

§ 1 Allgemeines

§ 3 Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

(1) Es sind

in der weiteren Schutzzone

entspricht Zone

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für
den Ortsteil Freihaslach wird in der Marktgemeinde
Burghaslach das in § 2 näher umschriebene Wasser
schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die
Anordnungen nach §§3 bis 7 erlassen.

§ 2 Schutzgebiet

(1) dasSchutzgebiet besteht aus
einem Fassungsbereich (Schutzzone WI)
einer engeren Schutzzone (Schutzzone WII)
einer weiteren Schutzzone (Schutzzone WIII)

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzel
nen Schutzzonen sind in dem im Anhang (Anlage
1) veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die
genaue Grenzziehung ist ein Lageplan im Maß
stab 1: 5000 maßgebend, der im Landratsamt
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim und in der
Gemeindekanzlei Burghaslach niedergelegt ist; er
kann dort während der Dienststunden eingesehen
werden. Die genaue Grenze der Schutzzone ver
läuft auf der jeweils gekennzeichneten Grund
stücksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze
ein Grundstück schneidet, auf der der Fassung
näheren Kante der gekennzeichneten Linie.

Der Fassungsbereich liegt auf dem Grundstück F'vx
Nr. 522, Gemarkung Freihaslach. An den F. ))
sungsbereich schließt sich die engere und die wei
tere Schutzzone an.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeich
nungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstü
cke berühren die festgesetzten Grenzen der
Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung,
die engere Schutzzone und die weitere Schutzzo
ne sind, soweit erforderlich, in der Natur in geeig
neter Weise kenntlich gemacht.

inder engeren Schutzzone

1.

P4iT
bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen Maßnahmen)

))

1.2

1.3

1.4

iL
2.

2~T

2.2

Aufschlüsse oder Veränderungen der Erdoberfläche,
auch wenn Grundwasser nicht aufgedeckt wird, vorzu
nehmen oder zu erweitern; insbesondere Fischteiche,
Kies-, Sand- und Tongruben, Steinbrüche, Übertage
bergbau und Torfstiche
Wiederverfüllung von Erdaufschlüssen, Baugruben und
Leitungsgräben sowie Geländeauffüllungen

Leitungen verlegen oder erneuern (ohne Nrn. 2.1, 3.7
und 6.10)

Durchführung von Bohrungen
Untertage-Bergbau, Tunnelbauten

verboten, ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaft
lichen Nutzung

nurzulässig
- mit dem ursprünglichen Erdaushub im Zuge von

Baumaßnahmen

und

- sofern die Bodenauflage wiederhergestellt wird

nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 mTiefe
verboten

verboten

verboten

bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1)

Rohrleitungsanlagen zum Befördern von wassergefähr
denden Stoffen nach § 62 WHG zu errichten oder zu

erweitern

Anlagen nach § 62 WHG zum Umgang mit wasserge
fährdenden Stoffen zu errichten oder zu erweitern

verboten

nur zulässig entsprechend Anlage 2, Ziffer 2 für An
lagen, wie sie im Rahmen von Haushalt und Land
wirtschaft (max. 1 Jahresbedarf) üblich sind verboten



in der weiteren Schutzzone inder engeren Schutzzone

entspricht Zone

2.3

2.4

2.5

3.1

3.2

3.4

3.5

3.6

3.7

4.

42_
4.3

4A_
4.5

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62
Abs. 3 WHG außerhalb von Anlagen nach Nr. 2.2 (sie
heAnlage 2, Ziffer 3)

Abfall i. S. d. Abfallgesetze und bergbauliche Rückstän
de abzulagern (Die Behandlung und Lagerung von Ab
fällen fällt unter Nr. 2.2und Nr. 2.3)
Genehmigungspflichtiger Umgang mit radioaktiven
Stoffen im Sinne des Atomgesetzes und der Strahlen-
schutzverordnung
bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen

Abwasserbehandlungsanlagen zu errichten oder zu er
weitem einschließlich Kleinkläranlagen

Regen- oder Mischwasserentlastungsbauwerke zu er
richtenoder zu erweitern
Trockenaborte

Ausbringen von Abwasser

Anlagen zur
- Versickerung von Abwasser

oder

- Einleitung oder Versickerung von Kühlwasser oder
Wasser aus Wärmepumpen ins Grundwasser

zu errichten oder zu erweitern

Anlagen zur Versickerung des von Dachflächen abflie
ßenden Wassers zuerrichten oderzuerweitern
(auf die Erlaubnispfiichtigkeit nach §8Abs. 1WHG i.V.
mit §1 NWFreiV wird hingewiesen)

nur zulässig für die kurzfristige (wenige Tage) Lage
rung von Stoffen bis Wassergefährdungsklasse 2 in
dafür geeigneten, dichten Transportbehältern bis zu
je 50 Liter

verboten

verboten

nur Kleinkläranlagen mit biologischer Reinigungsstu
fezulässig
- für Klärbecken und -gruben in monolithischer

Bauweise,
- für Teichanlagen und Pflanzenbeete mit künstli

cher Sohleabdichtung,
wenn die Dichtheit und Standsicherheit durch ge
eignete Konzeption, Bauausführung und Bauab-
nahme sichergestellt ist

verboten
nur zulässig, wenn diese nur vorübergehend aufge
stellt werden und mit dichtem Behälter ausgestattet
sind

verboten, ausgenommen gereinigtes Abwasser aus
dem Ablauf von Kleinkläranlagen zusammen mit
Gülle oder Jauche zur landwirtschaftlichen Verwer
tung

verboten

nur zulässig bei ausreichender Reinigung durch
flächenhafte Versickerung über den bewachse
nen Oberboden oder gleichwertige Filteranlagen

verboten für Niederschlagswasser von Gebäuden
aufgewerblich genutzten Grundstücken

Abwasserleitungen und zugehörige Anlagen zu errich
ten oder zu erweitern

nur zulässig zum Ableiten von Abwasser, wenn die
Dichtheit der Entwässerungsanlagen vor Inbetrieb
nahme durch Druckprobe nachgewiesen und wie
derkehrend alle 5Jahre durch Sichtprüfung und alle
10 Jahre durch Druckprobe oder anderes gleichwer
tiges Verfahren überprüft wird
(Durchleiten von außerhalb des Wasserschutzgebiets
gesammeltem Abwasser verboten)

bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen

verboten

verboten

verboten

verboten

verboten

verboten

Straßen, Wege und sonstige Verkehrsflächen zu errich
ten oder zu erweitern

Eisenbahnanlagen zuerrichten

nur zulässig für klassifizierte Straßen, wenn die
„Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an
Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag)" in
der jeweils geltenden Fassung beachtet werden
und

wie in Zone II

nurzulässig
- für öffentliche Feld- und Waldwege, be

schränkt-öffentliche Wege, Eigentümerwege
und Privatwege und

- bei breitflächigem Versickern des abflfeßenden
Wassers

wassergefährdende auswaschbare oder auslaugbare
Materialien (z. B. Schlacke, Teer, Imprägniermittel u. ä.)
zum Straßen-, Wege- oderWasserbau zuverwenden
Baustelleneinrichtungen, Baustofflager zu errichten
Bade- oder Zeltplätze einzurichten oder zu erweitern;
Camping aller Art

verboten

verboten

nur zulässig mit Abwasserentsorgung über eine dichte
Sammelentwässerung unter Beachtung von Nr. 3.7

verboten

verboten

siehe. ATV-DVWK-Makblitt M153 .Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser"



in der weiteren Schutzzone inderengeren Schutzzone

entspricht Zone III II

4.6 Sportanlagen zuerrichten oder zuerweitem - nur zulässig mit Abwasserentsorgung über eine
dichte Sammelentwässerung unter Beachtung
von Nr. 3.7

- verboten für Tontaubenschießanlagen und Mo
torsportanlagen verboten

4.7 Großveranstaltungen durchzuführen - nur zulässig mit ordnungsgemäßer Abwasserent
sorgung und ausreichenden, befestigten Park
plätzen (wie z. B. bei Sportanlagen)

- verboten für Geländemotorsport verboten
4.8 Friedhöfezu errichten verboten
4.9 Flugplätze einschl. Sicherheitsflächen, Notabwurfplätze,

militärische Anlagen und Übungsplätze zu errichten verboten
4.10 Militärische Übungen durchzuführen nur Durchfahren aufklassifizierten Straßen zulässig
4.11 Kleingartenanlagen zuerrichten verboten
4.12 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Freiland

flächen, die nicht land-, forstwirtschaftlich oder gärtne
risch genutzt werden (z. B. Verkehrswege, Rasenflä
chen, Friedhöfe, Sportanlagen)

verboten

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei Standort- und bedarfsgerechter
Düngung

nur Standort- und bedarfsgerechte Düngung mit
Mineraldünger zulässig

4.14 Beregnung von öffentlichen Grünanlagen, Rasensport-
und Golfplätzen

nur zulässig nach Maßgabe der Beregnungsberatung
oder bis zu einerBodenfeüchte von 70 % der nutz
baren Feldkapazität

verboten

fr
5. bei baulichen Anlagen

5.1 bauliche Anlagen zuerrichten oder zuerweitem nur zulässig,
- wenn kein häusliches oder gewerbliches Abwas

ser anfällt oder in eine dichte Sammelentwässe
rung eingeleitet wird unter Beachtung von Nr.
3.7

und

- wenn die Gründungssohle mindestens 2 m über
dem höchsten Grundwasserstand liegt

verboten

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten
5.3 Stallungen zu errichten oder zuerweitern2 nur zulässig

entsprechend Anlage 2
- Z"rffer4a

oder

- für in dieser Zone bereits vorhandene landwirt
schaftliche Anwesen, wenn die Anforderungen
gemäß Anlage 2,Ziffer 4 b eingehalten werden

verboten

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle,
Silagesickersaft zuerrichten oder zuerweitern2

nur zulässig mit Leckageerkennung oder gleichwer
tiger Kontrollmöglichkeit der gesamten Anlage ein
schließlich Zuleitungen verboten ,\\

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbereitung zu errichten
oderzu erweitern2

nur zulässig mit Auffangbehälter für Silagesickersaft,
Behälter für Anlagen größer 150 m3 entsprechend
Nr. 5.4 verboten

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen
6.1 Püngen mit Gülle, Jauche, Festmist, Gärsubstrat aus

Biogasanlagen undFestmistkompost nur zulässig wiebei Nr. 6.2 verboten
6.2 Düngen mit sonstigen organischen und mineralischen

Stickstoffdüngern (ohne Nr. 6.3)
nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und
- auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgen«
- auf Grünland vom 15.11. bis 31. Januar (ausgenorr
- auf Ackerland vom 01.11. bis 31. Januar (ausgenor
- auf Brachland

>edarfsgerechten Gaben erfolgt, insbesondere nicht
ien Zwischen- oder Hauptfruchtanbau,
imen Festmist in Zone III),
nmen Festmist in Zone III),

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klärschlamm, klärschlamm-
haltigen Düngemitteln, Fäkalschlamm oder Gärsubstrat
bzw. Kompost aus zentralen Bioabfallanlagen verboten

6.4 Lagern von Festmist, Sekundärrohstoffdünger oder Mi
neraldünger auf unbefestigten Flächen

verboten, ausgenommen Kalkdünger; Mineraldün
ger und Schwarzkalk nur zulässig, sofern gegen Nie
derschlag dicht abgedeckt verboten

b wird auf den Anhang 5.Besondere Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abföllen von Jauche, Gülle, Festmist, SÜagesickersJften ÜGS-Anlagen)- der Verordnung ober Anlagen zum Umgang mit wassergefihrdenden Stoffen und Ober Fachbetriebe
(Anlagenverordnung •VAwS) in der jeweils geltenden Fassung hingewiesen, der nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Leckageerkennung) enthält Arbeitsblätter mit Musterplänen sind bei der ALB Bayern e.V erhäHfich (Arbeitsblatt Nr
10.15.04 .Lagerung von RQssigmisf, Nr. 10.15.07 .Lagerung von Festmist", Nr. 10.09.01 .Flachsilos und Sickersaftableftung").

IV



entspricht Zone

inderweiteren Schutzzone inderengeren Schutzzone

6.5 Gärfutterlagerung außerhalb von ortsfesten Anlagen nur zulässig in allseitig dichten Foliensilos bei Silier-
gut ohne Gärsafterwartung sowie Ballensilage

6.6

6.7

Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung

Wildfutterplätze und Wildgatter zu errichten
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln aus Luftfahr-
zeugen oder zur Bodenentseuchun^

nur zulässig auf Grünland ohne flächige Verletzung
der Grasnarbe (siehe Anlage 2, Ziffer 5) oder für be
stehende Nutzungen, die unmittelbar an vorhande-
ne Stallungen gebunden sind

verboten

verboten

6.8
verboten

6.9 Beregnung landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz
ter Flächen

Verboten (ausgenommen bei Kalamitäten im Forst)
nur zulässig nach Maßgabe der Beregnungsberatung
oder bis zueiner Bodenfeuchte von 70 % der nutz-
baren Feldkapazität

6.10
verboten

6.11

landwirtschaftliche Dräne und zugehörige Vorflutgrä-
benanzulegen oderzu ändern
besondere Nützungen im Sinne von Anlage 2, Ziffer 6
neuanzulegen oderzu erweitem

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnahmen
nur Gewächshäuser mit geschlossenem Entwässe-
rungssystem zulässig

6.12 Rodung, Kahlschlag größer als 5.000 mJ oder eine in
der Wirkung gleichkommende Maßnahme (siehe Anla-
ge 2, Ziffer 7)
Nasskonservierung von Rundholz

verboten

6.13

nicht zulässig,
(ausgenommen beiKalamitäten)

verboten

(2) jpjm Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtli-
()\ ne unter den Nr. 1bis 6aufgeführte Handlun

gen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für
Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung
und -ableitung durch Befugte des Trägers der
öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese
Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Be
auftragten.

(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes
1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6
und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen der
Wassergewinnung und -ableitung des Trägers
der öffentlichen Wasserversorgung, die durch
diese Verordnung geschützt ist, oder der von
ihm Beauftragten.

§4 Ausnahmen

1) Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad
Windsheim kann von den Verboten und Be
schränkungen des § 3 Ausnahmen zulassen,
wenn

das Wohl der Allgemeinheit die Ausnah
men erfordertoder

2. das Verbot oder die Beschränkung im Ein
zelfall zu einer unbilligen Härte führen
würde und das Gemeinwohl derAusnahme
nicht entgegensteht

2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Ne
benbestimmungen verbunden werden und be
darfder Schriftform.

i) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim vom
Grundstückseigentümer verlangen, dass der
frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern
es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere
der Schutz der Wasserversorgung erfordert

§5Beseitigung und Änderung
bestehender Einrichtungen

) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken innerhalb des Schutzgebiets ha
ben die Beseitigung oder Änderung von Einrich
tungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die
ser Verordnung bestehen und deren Bestand,
Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die

Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des
Landratsamts Neustadt a.d.Aisch-Bad Winds
heim zudulden, sofern sie nicht schon nach an
deren Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich
tung zubeseitigen oder zuändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §52
Abs. 4, §§ 96-98 WHG und Art. 57 BayWG
Entschädigung zu leisten.

§6Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dul
den, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der
Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von
Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7 Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes ha
ben Probenahmen von im Schutzgebiet zum
Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflan
zenschutzmitteln durch Beauftragte des Land
ratsamtes Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften
dieser Verordnung zu dulden. •

(2) Sie haben femer die Entnahme von Boden-,
Vegetations- und Wasserproben und die hierzu
notwendigen Verrichtungen auf den Grundstü
cken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte
des Landratsamts Neustadt a.d.Aisch-Bad
Windsheim zu dulden.

(3) . Sie haben femer das Betreten der Grundstücke
durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen
Wasserversorgung, die durch diese Verordnung
geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten,
zur Wahrnehmung der Eigenüberwachungs-
pffichten gemäß §3der Verordnung zur Eigen
überwachung von Wasserversorgungs- und
Abwasseranlagen (Eigenüberwachungsverord-
nung - EÜV) in der jeweils geltenden Fassung
zu gestatten, diehierzu erforderlichen Auskünf
te zu erteilen und technische Ermittlungen und
Prüfungen zu ermöglichen.

V

§8 Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund
dieser Verordnung ergehende Anordnung das
Eigentum unzumutbar beschränkt unddiese Be
schränkung nicht durch eine Befreiung nach §4
oder andere Maßnahmen vermieden oder aus
geglichen werden kann, ist über die Fälle des §
5 hinaus nach den § 52 Abs. 4 i. V. m. §§ 96-
98 WHG und Art. 57 BayWG Entschädigung zu
leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Gnind die
ser Verordnung ergehende Anordnung erhöhte
Anforderungen festsetzt die die ordnungsgemäße
land- oder fbrstwfrtschaftfiche Nutzung beschrän
ken, ist für die dadurch verursachten wirtschaftli
chen Nachteile ein angemessener Ausgleich gem. §
52 Abs. 5WHG und Art 32,57 BayWG zu leisten.

§9 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1Nr. 7a Buchst a, Abs. 2WHG kann
mit Geldbuße bis zu funfzigtausend Euro belegt wer
den, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwi

derhandelt,
2. eine nach §4 ausnahmsweise zugelassene Hand

lung vornimmt ohne die mit der Ausnahme ver
bundenen Bedingungen oder Auflagen zu befol
gen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5
und 7 nicht duldet.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt
machung im Amtsblatt des Landkreises Neustadt
a.d.Aisch-Bad Windsheim inKraft.

Gleichzeitig tritt die örtliche Strafvorschrift zum Schut
ze der gemeindlichen Wassergewinnungsanlage des
Gemeinderates Freihaslach vom 22.05.1955 außer
Kraft. •

Neustadt a.d.Aisch, den 30. April 2013

Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
Schneider, Landrat
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Anlage 2
Zur Verordnung des Landratsamtes Neustadt
a.d.Aisch-Bad Windsheim über das Wasserschubge
biet in der Marktgemeinde Burghaslach für die öffent
liche Wasserversorgung des Ortsteils Freihaslach,
Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim

Maßgaben zu §3 Abs. 1 Nr. 2,3,5 und 6 .

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2)
Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „Allgemei
nen Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushalts
gesetz über Einstufung wassergefährdender Stoffe
in Wassergefährdungsklassen (Verwaltungsvor
schrift wassergefährdende Stoffe - VwVwS)" zu
beachten.

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen (zu Nr. 2.2)

Im Fassungsbereich und inder engeren Schutzzo
ne sind Anlagen zum Umgang mitwassergefähr
denden Stoffen nicht zulässig.

In der weiteren Schutzzone (III) sind nur zulässig:

4

1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstu
fen A bis Csind in einem Auffangraum auf
zustellen, sofern sie nicht doppelwandig
ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät
ausgerüstet sind; der Auffangraum muss das
maximal in den Anlagen vorhandene Volu
men wassergefährdender Stoffe aufnehmen
können,

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstu
fen A und B, die doppelwandig ausgeführt
und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet
sind.

Die Prüfpflicht richtet sich nach der VAwS.

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B: im Zu
sammenhang mit Kompostieranlagen oder Wert--
stoffhöfen fallen. An die Bereitstellung von Haus
müll aus privaten Haushaften zur regelmäßigen
Abholung (z. B. Mülltonnen) werden keine be
sonderen Anforderungen gestellt

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außer
halb von Anlagen (zu Nr. 2.3)

0m derNr. 2.3 sindnichtberührt
Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmit
teln etc. nach den Maßgaben der Nr. 4.12,
4.13,6.1,6.2,6.4 und6.5,

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes,
- das Mitfuhren und Verwenden von Betriebs

stoffen für Fahrzeuge und Maschinen,
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch,
- Kompostierung imeigenen Garten.

Entsprechend VAwS werden an Abfüllplätze von
Heizölverbraucheranlagen über die betrieblichen
Anforderungen hinaus keine Anforderungen ge
stellt

4. Stallungen (zu Nr. 5.3)

Ziffer 4 a:

1. mitFlüssigmistverfahren:

Bei Stallungen für Tierbestände über 40Dungein
heiten ist das erforderliche Speichervolumen für
Gülle auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen.
40Dungeinheiten (= 3.200 kgStickstoff pro Jahr)

fallen bei folgenden Höchststückzahlen für einzel
ne Tierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück =1,0 DE)
- Mastbullen 65 Stück(1 Stück=0,62 DE)
- Mastkälber, Jungmastrinder

150 Stück(1 Stück=0,27 DE)
- Mastschweine 300 Stück(1 Stück=0,13 DE)
- Legehennen, Mastputen

3.500 Stück (100Stück=1,14 DE)
- sonst. Mastgeflügel

10.000Stück (100Stück =0,4 DE)

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten jeStallung
bzw. 120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht über
schreiten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hof
stelle sind die entsprechenden Dungeinheiten auf-
zusummieren.

2. mit Festmistverfahren:

Bei Tierbeständen über 80 Dungeinheiten istdas
erforderliche Speichervolumen für Jauche auf
mindestens zwei Behälter aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80Dungeinheiten jeStallung
bzw. 160 Dungeinheiten je Hofstelle nicht über
schreiten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hof

stelle sind die entsprechenden Dungeinheiten auf-
zusummieren.

3. mitgemischten Entmistungsverfahren:

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind an
teilig entsprechend 1.1 und 1.2 zuermitteln.

4. Ausnahmegenehmigung

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach
§ 4 ist bei bestandsgeschützten landwirtschaftli
chen Betrieben möglich, wenn dies betriebsbe
dingt notwendig ist (Existenzsicherung) und das
erhöhte Gefährdungspotential durch technische
Anforderungen ausgeglichen werden kann, wenn
dadurch der Trinkwasserschutz gewährleistet ist.

Ziffer 4 b:

Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen
Dichtheitsprüfung eine Leckageerkennung für die
Fugenbereiche entsprechend Anhang 5 Nr. 4.2
der VAwS vorzusehen.

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen
Kot und Harn anfallen, sind gemäß VAwS flüssig
keitsundurchlässig (Beton mit hohem Wasserein
dringwiderstand) auszuführen und jährlich durch
Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zukontrollieren.

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch
betrieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die
einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit repa
rierbarsind.

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die
Zuleitungen sind baulich sozu gliedern, dass eine
Reparatur jederzeit möglich ist Dies kann durch
einen zweiten Lagerbehälter oder eine ausrei
chende Speicherkapazität der Güllekanäle ge
währleistet werden. Hinsichtlich der Dichtheits
prüfungen wird auf den Anhang 5 der VAwS hin
gewiesen.

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbeson
dereDIN 1045,sind zu beachten.

VII

Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisver
waltungsbehörde und dem Wasserversorgungs
unternehmen 14Tage vorher anzuzeigen.

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Tei
lung aus einem inZone III vorhandenen Anwesen
entstehen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone be
reits vorhandene Anwesen".

5. Beweidung. Freiland-. Koppel- und Pferchtierhal
tung(zu Nr 6.6)
Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann
vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinderwei
de unvermeidbare Maß (linienförmige oder punk
tuelle Verletzungen im Bereich von Treibwegen,
Viehtränken etc.) überschritten wird.

6. Besondere Nutzungen sind folgende landwirt
schaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische
Nutzungen (zu Nr. 6.11):

-Weinbau

-Hopfenanbau
-Tabakanbau

-Gemüseanbau -

-Zierpflanzenänbau
-Baumschulen und forstliche Pflanzgärten

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage
derartiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im
Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flä
chenwechsels bei gleichbleibender Größe der An
baufläche.

7. Rodung. Kahlschlag und in der Wirkung gleich
kommende Maßnahmen (zu Nr. 6.12)

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn aufeiner Waldflä
che alle aufstockenden Bäume in einem oder in

wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen
entnommen werden, ohne dass bereits eine aus
reichende übemehmbare Veijüngung vorhanden
ist und daher durch die Hiebsmaßnahme auf der

Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen.

Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme
isteine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt
Bäume stehen bleiben und dadurch auf der Fläche
ebenfalls Freiflächenbedingungen entstehen.

Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei
oder mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe

durchfuhren, die in der Summe zu den o.g. Frei
flächenbedingungen führen.

Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehre
rer Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teilflä
chen zulässig, wenn sie die Flächenobergrenzen
dieser Verordnung lediglich in der Summe über
schreiten.

Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf,
Schneebruch oder durch Schädlingsbefall zu ver
stehen, deren Beseitigung nur durch die Entnah
me aller geschädigten Bäume und daher u.U. nur
durch Kahlschlag möglich ist

Neustadt a.d.Aisch, den 30.April 2013

Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-BadWindsheim
Schneider, Landrat
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